m. 
Gele8:- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 30. 


(Nr. 4429.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. März 1856., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee 
von Schönberg nach Herzberg im Ruppiner Kreiſe des Regierungsbezirks 
Potsdam. 


NW erssen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauffeemäßigen 
Ausbau der Straße von Schoͤnberg nach Herzberg, im Ruppiner Kreiſe des 
Regierungsbezirks Potsdam, genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das 
Expropriationsrecht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imglei⸗ 
chen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materia⸗ 
lien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 
auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem 
gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung 
der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmun⸗ 
gen des für die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, ein⸗ 
fhließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. 
Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße 
zur Anwendung kommen. f 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 8 


Potsdam, den 26. Maͤrz 1856. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1856. (Nr. 4429-4431.) 61 i (Nr. 4430.) 
Ausgegeben zu Berlin den 18. Juni 1856. 


(Nr. 4430.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 7. April 1856., betreffend die Verleihung der fii- 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Echternacher Bruͤck über Bollendorf nach Wallendorf, im 
Kreiſe Bitburg. i 


dem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ges 
meinde-Chauffee von Echternacher Bruͤck über Bollendorf nach Wallendorf, 
im Kreiſe Bitburg des Regierungsbezirks Trier, genehmigt habe, will Ich den 
dabei betheiligten Gemeinden Ernzen, Bollendorf und Wallendorf, gegen Ueber⸗ 
nahme der künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße, das Recht zur 
Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in dem⸗ 
ſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefeß-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. de 

Charlottenburg, den 7. April 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4431.) Statut des Verbandes zur Regulirung der Notte. Vom 14. April 1856, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der Nie⸗ 
er derungen der Notte und ihrer Zufluͤſſe Behufs der Melioration dieſer Grund⸗ 
8 ſtuͤcke durch Entwaͤſſerung zu einem Verbande zu vereinigen, und nachdem die 
. geſetzlich vorgeſchriebene Anhörung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir 
hierdurch auf Grund des Geſetzes, betreffend die Bildung von Genoſſenſchaf⸗ 
ten zu Entwaͤſſerungsanlagen ꝛc. vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung für 1853. S. 182. 183.), die Bildung eines Verbandes unter der Be⸗ 
nennung: 

„Verband zur Regulirung der Notte“, 


und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: si 


= IE = 


vi: | 7275 
Alle diejenigen Grundbeſitzer, deren Grundſtuͤcke von der Regulirung der 
Notte und ihrer Zufluͤſſe Vortheil haben, werden zum obigen Verbande ver⸗ 
einigt. Der Verband bildet eine Korporation und hat ſeinen Sitz in Zoſſen. 


§. 2. 

Dem Verbande liegt ob, den vom Waſſerbauinſpektor Roeder unterm 

5. Mai und 15. November 1854. entworfenen und bei der Reviſion und Su⸗ 

perreviſion genehmigten Regulirungsplan zur Ausführung zu bringen, mit der 
Maaßgabe, daß 

a) die nähere Feſtſtellung des Binnenentwäfferungs- Planes in ſtreitigen Faͤl⸗ 
110 9215 Regierung in Potsdam im Laufe der Bauausführung uͤberlaſſen 
bleibt; 

p) die Aufbringung der Koſten für den Umbau der Schiffahrtsſchleuſen auf 
der Notte, ſowie die Feſtſetzung uͤber die kuͤnftige Unterhaltung dieſer 
Schleuſen einer nachtraͤglichen Vereinbarung zwiſchen dem Königlichen 
Fiskus und dem Vorſtande des Meliorationsverbandes vorbehalten bleibt. 

Erhebliche Veraͤnderungen des Regulirungsplanes, welche im Laufe 
der Ausführung nothwendig erſcheinen, duͤrfen nur mit Genehmigung des 
Miniſteriums fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 

Wenn nach erfolgter Ausfuͤhrung der Entwaͤſſerung die Einrichtung von 
Bewaͤſſerungsanlagen ſich als nothwendig und zweckmaͤßig ergiebt, hat der 
Verband dieſelben zu vermitteln und noͤthigenfalls auf Koſten der ſpeziell dabei 
Betheiligten durchzufuͤhren, nachdem der Plan dazu von dem Miniſterium fuͤr 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten feſtgeſtellt iſt. 

i Die Koſten folcher neuen Anlagen, ſowie der Unterhaltung derſelben 
werden von den ſpeziell dabei Betheiligten nach Maaßgabe ihres Vortheils 
etragen. \ 

| Auch hat der Meliorationsverband die Unterhaltung gemeinſchaftlicher 

Abzugsgraͤben im Meliorationsgebiet, die nicht zu den Verbandsanlagen gehoͤ⸗ 

ren und durch Beſchluß der Regierung in Potsdam unter Schau geſtellt wer⸗ 

den, zu uͤberwachen. 
H. 3. 


Dem Verbande wird fuͤr alle zur vollſtaͤndigen Ausfuͤhrung des Regu⸗ 
lirungsplanes und der damit in Verbindung ſtehenden Anlagen das Recht zur 
Expropriation verliehen. 

Er iſt befugt, die Abtretung oder Veränderung der in der Notte oder 
ihren Zufluͤſſen befindlichen Stauwerke nebſt Zubehör gegen Entſchaͤdigung in 
Anſpruch zu nehmen. ö 

Die zur Ausfuͤhrung der Melioration, insbeſondere zur Anlegung der 
Kanaͤle, Brücken, Schleuſen und Wege erforderlichen Grundſtuͤcke, werden im 
Mangel der Einigung von dem Verbande nach den Vorſchriften des Geſetzes 
über die Benutzung der Privatfluͤſſe vom 28. Februar 1843. zur Benutzung 
reſp. als Eigenthum erworben. 5 b 

(Nr. 4431.) 61* Danach 


Beitragsber⸗ 
hältniß der ein⸗ 
zelnen Bethei⸗ 
ligten zur An⸗ 
legung und 
Unterhaltung 
der Meliora⸗ 


tions werke. 
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Danach ſteht die Entſcheidung darüber, welche Grundſtuͤcke für die obi- 


gen Zwecke in Anſpruch zu nehmen ſind, der Regierung in Potsdam mit Vor⸗ 


behalt des innerhalb einer Praͤkluſiofriſt von ſechs Wochen einzulegenden Re⸗ 
kurſes an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchaͤdigung erfolgt ebenfalls 


durch die Regierung in Potsdam, vorbehaltlich des dem Provokaten innerhalb 
ſechs Wochen nach Bekanntmachung der Entſcheidung zuſtehenden Rekurſes an 
das Reviſionskollegium für Landeskulturſachen in Berlin ($$. 45. bis 51. des 
Geſetzes vom 28. Februar 1843.). ö 

Wegen Auszahlung der Geldverguͤtigung für die der Exproprürung un: 
terworfenen Grundſtuͤcke kommen die fuͤr den Chauſſeebau hieruͤber in der Pro— 
vinz Brandenburg beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen in Anwendung. 

Handelt es ſich lediglich um Veraͤnderung von Stauwerken, welche zur 
Ausfuͤhrung des eigentlichen Meliorationsplanes nothwendig ſind, ſo iſt der 
Verband verpflichtet, nicht nur dieſe Veraͤnderung ſelbſt auf ſeine Koſten zu 
bewirken, ſondern auch die betreffenden Stauwerksbeſitzer wegen des Verluſtes, 
der durch die Hemmung des Gewerbebetriebes waͤhrend der Dauer der Ver: 
aͤnderungsarbeiten etwa verurſacht wird, ſowie wegen der durch die Veraͤnde⸗ 
rung gegen den bisherigen Zuſtand etwa mehr entſtehenden Unterhaltungskoſten 
und eines Verluſtes an der Waſſerkraft, zu entſchaͤdigen. 

Das durch die Regulirung entbehrlich gewordene alte Flußbett wird da⸗ 


gegen Eigenthum des Verbandes; jedoch ſteht dem anſchließenden Grundbeſitzer 
das Recht zu, und zwar nach der Folgezeit der Anmeldung, die dem alten, 


Flußbette abgenommene Fläche gegen Erlegung des Taxwerthes zu erwerben. 


$. 4. ö 

Die Koſten der Regulirung und der Unterhaltung der Anlagen, ſoweit 

dieſelben zum Zweck der Melioration der Verbandgrundſtuͤcke vorgenommen ſind, 

werden von den Genoſſen des Verbandes durch Geldbeitraͤge nach Maaßgabe 
des Kataſters ($. 8.) aufgebracht. 


$. 5. 
Die Beitragspflicht ruht unabloͤslich auf den Grundſtuͤcken, iſt den oͤf⸗ 
fentlichen Laſten gleich zu achten und bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. 
$. 6. 


Die Erfuͤllung der Beitragspflicht kann von der Verwaltungsbehoͤrde 
des Verbandes in eben der Art, wie dies bei den öffentlichen Laſten zulaͤſſig 
iſt, durch Exekution erzwungen werden. Dieſe Exekution findet auch ſtatt ge⸗ 
gen Paͤchter, Nutznießer oder andere Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks, 
vorbehaltlich des Regreſſes an den eigentlich Verpflichteten. 


$ 7% 
Die Beiträge werden durch die Ortserheber mit den landesherrlichen 


Steuern zum 1. November und 1. Mai jeden Jahres eingezogen und an die 


Verbandskaſſe abgeführt. a 


— 


H. 8. 2 fe 


In dem Kataſter find die betheiligten Grundſtuͤcke nach Verhaͤltniß des 
durch die Melioration abzuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vor⸗ 
theils in vier Klaſſen zu theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen der 
1. Klaſſe zu vier Theilen, 
II. 7 drei Theilen, 
III. = = zwei Theilen, 
IV. = einem Theile, 


heranzuziehen iſt. 

Der Vorſtand ſoll ermächtigt fein, auf Antrag der Bonitirungskommiſ⸗ 
ſion anderweite Klaſſen oder eine Veraͤnderung ihrer Werthſaͤtze mit Genehmi⸗ 
gung des Miniſteriums fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten feſtzuſetzen. 


5 H. 9. 

Die Aufſtellung des Kataſters erfolgt durch zwei von der Regierung er⸗ 
nannte Boniteure, unter Leitung des Koͤniglichen Kommiſſarius, welcher ſich 
bei dem Einſchaͤtzungsgeſchaͤfte zeitweiſe durch einen Feldmeſſer vertreten laſſen 
kann. Den Boniteurs koͤnnen nach Befinden beſonders ortskundige Perſonen 
beigeordnet werden. 


$. 10. 


Das Kataſter iſt den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Guͤtern, 
welche außer dem Gemeindeverbande ſtehen, extraktweiſe mitzutheilen und iſt 
zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, in wel⸗ 
cher die Kataſter bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius eingeſe⸗ 
hen und Beſchwerden dagegen bei dem letzteren angebracht werden konnen. 

Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen Sachver— 
ſtaͤndigen zu unterſuchen. 

Dieſe Sachverſtaͤndigen find von der Regierung zu ernennen, und zwar 
dinfichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feldmeſſer 
oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der ökonomiſchen Fragen 
zwei landwirthſchaftliche Sachverſtaͤndige, denen ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger 
beigeordnet werden kann. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſul⸗ 
tate einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt; andernfalls wer⸗ 
den die Akten der Regierung zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerden eingereicht. 
- Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zulaͤſſig. 

Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten derſelben den Be- 
ſchwerdefuͤhrer. Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefer— 
tigt und dem Verbandsvorſtande zugefertigt. ; 

Die Einziehung von Beiträgen kann ſchon im Laufe des Reklamations⸗ 

(Nr. 4431.) Ver⸗ 


= ea 


Verfahrens erfolgen, ſobald das Kataſter nach $. 9. aufgeſtellt ift, mit Vor⸗ 95 
behalt ſpaͤterer Ausgleichung. N f 
il, 
Eine Berichtigung des Kataſters tritt ein: 
1) im Fall der Parzellirung und Beſitzveraͤnderung; 
I) wenn erhebliche, fünf Prozent uͤberſteigende Fehler in der bei Aufſtellung 
des Kataſters zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen werden. 
Ueber die Anträge auf Berichtigung des Kataſters aus den vorgedad)- 
ten Gruͤnden entſcheidet der Vorſtand des Verbandes. 


$. 12. 


Wenn fuͤnf Jahre nach der Feſtſtellung des erſten Kataſters verfloſſen 
ſind, kann auf Antrag des Vorſtandes eine allgemeine Reviſion des Kataſters 
von der Regierung angeordnet werden; dabei iſt das für die erſte Aufſtellung 
des Kataſters vorgeſchriebene Verfahren zu beobachten. - 


H. 13. 


GeſchäftsOr⸗ Waͤhrend der Ausfuͤhrung des Regulirungsplanes werden die Geſchaͤfte 
gentfation des des Verbandes von einem Vorſtande geleitet, welcher beſteht: \ 
1. Während 1) aus einem Kommiſſarius, als Vorſitzenden; 


der Ausfüh⸗ 
rung der Re⸗ 


gulirung: 


a) vom Vor⸗ 
ſtande des Ver⸗ 


bandes. 


I) aus einem Waſſerbautechniker, 

welche beide von dem Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angele⸗ 

genheiten ernannt werden; 

3) aus zehn gewaͤhlten Mitgliedern. 

Außerdem iſt der Landrath des Teltower Kreiſes befugt, an den Vor⸗ 
ſtandsſitzungen mit Stimmrecht Theil zu nehmen, auch wenn er nicht Koͤnig⸗ 
licher Kommiſſarius ſein ſollte. 

Die Wahl der unter Nr. 3. gedachten Vorſtandsmitglieder erfolgt auf 
die Dauer von zwoͤlf Jahren, jedoch ſcheidet alle ſechs Jahre die Haͤlfte aus, 
und zwar das erſte Mal nach dem Looſe, demnaͤchſt nach dem Dienſtalter. 
Die Ausſcheidenden ſind aber wieder waͤhlbar. 5 


H. 14, 


Die Niederung waͤhlt die zehn Mitglieder des Vorſtandes in einer Ver⸗ 
ſammlung, und zwar durch abſolute Stimmenmehrheit. Wird eine abſolute 
Stimmenmehrheit nicht erzielt, fo find nach dreimaliger reſultatloſer Abſtimmung 
diejenigen beiden Kandidaten, welche die relativ meiſten Stimmen erlangt ha⸗ 
ben, auf eine engere Wahl zu bringen. 

9. 15. 

Der Kommiſſarius beruft die Wahlverſammlung und beſtimmt den Ort. 

Bei der Wahl hat jeder Ortsſchulze der betheiligten Doͤrfer und jeder 
Beſitzer eines betheiligten Gutes, welches außer dem Gemeindeverbande ſteht, 
Eine Stimme, jede der beiden Stadtgemeinden Mittenwalde und Zoſſen 05 

\ tim: 
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5 Stimmen. Die Waͤhler fuͤr die beiden eben genannten Stadtgemeinden wer⸗ 
den von jeder Stadtverordnetenverſammlung gewählt. 0 


$. 16. 


Der Vorſitzende beſtimmt Zeit und Ort der jedesmaligen Vorſtands⸗ 
Sitzungen und ladet dazu die Mitglieder derſelben ein, unter Angabe der zur 
Berathung beſtimmten Gegenſtaͤnde. . 

Die Verſammlung ift beſchlußfaͤhig, wenn auch nur ſieben Mitglieder, 
einſchließlich der beiden Koͤniglichen Kommiſſarien, ſich einfinden. 

Wenn vier Mitglieder darauf antragen, muß der Vorſitzende eine Vor⸗ 

ſtandsſitzung berufen. i 


Sl 


In der Sitzung werden die Befchlüffe nach abſoluter Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. 

Wer bei irgend einem Gegenſtande der Berathung ein perfönliches In⸗ 
1 hat, welches mit der Geſammtheit kollidirt, darf an derſelben nicht Theil 
nehmen. f 
i Beſchluͤſſe uͤber bautechniſche Gegenſtaͤnde gegen das Gutachten des Tech⸗ 
nikers ‚find, wenn der Techniker oder der Vorſitzende gegen die Ausfuͤhrung 
proteſtiren, nicht eher ausfuͤhrbar, bis die Regierung daruͤber Entſcheidung ges 
troffen hat; dieſe muß demnaͤchſt zur Ausfuͤhrung gebracht werden. 


§. 18. 


Die Protokolle uͤber die Vorſtandsſitzungen ſind von dem Vorſitzenden 
und wenigſtens zwei von den uͤbrigen Vorſtandsmitgliedern zu vollziehen. Kor⸗ 
reſpondenzen mit anderen Behörden und Privaten, desgleichen die Zahlungs⸗ 
Anweiſungen, zeichnet der Vorſitzende allein. Er verwaltet im Namen des Vor⸗ 
ſtandes die Geſchaͤfte, wenn der Vorſtand nicht verſammelt iſt, und fuͤhrt die 
Beſchluͤſſe des Vorſtandes aus. Er kann ſich dabei durch den Bautechniker 
oder ein ſonſtiges Mitglied des Vorſtandes vertreten laſſen. 

Alle Verträge und Urkunden, welche die Korporation verbinden ſollen, 
müffen von dem Vorſitzenden ausgeſtellt werden; jedoch iſt zu deren Gültigkeit 
außerdem erforderlich: 

1) wenn der Gegenſtand des Vertrages fuͤnfhundert Thaler und daruͤber 
betraͤgt, die Aufnahme eines Darlehns, oder den Ankauf oder die Ver⸗ 
außerung eines Grundſtuͤcks, oder die Konſtituirung einer Servitut be⸗ 

trifft, die Beifuͤgung eines Genehmigungsbeſchluſſes des Vorſtandes. 

Darlehnsvertraͤge beduͤrfen noch der Genehmigung der Regierung; 5 

2) wenn der Gegenſtand eines andern Vertrages funfzig Thaler uͤberſteigt, 
die Mitunterſchrift von mindeſtens zwei Vorſtandsmitgliedern oder an⸗ 
ſtatt derſelben die Beifuͤgung eines Genehmigungsbeſchluſſes des Vor⸗ 
ſtandes. : 

Nr 


Jedes Vorſtandsmitglied — außer dem Koͤniglichen Kommiſſarius und 
dem Waſſerbautechniker, welche aus der Staatskoſſe remunerirt werden a 
(Nr, 4431.) alt 


8 8 
haͤlt fuͤr auswaͤrtige Termine zwei Thaler Diaͤten aus der Kaſſe des Verban⸗ 5 
des, jedoch keine Reiſekoſten. 5 


H. 20. 
ee Der Vorſtand akkordirt mit einer geeigneten Perſon wegen Uebernahme 
Verbandes. der Rendanturgeſchaͤfte des Verbandes. 

H. 21. 


5 Der Rendant hat dafuͤr eine zwiſchen dem Vorſtande und ihm zu ver⸗ 
einbarende Kaution zu beſtellen. 
5 $. 22. 

Fuͤr feine, Geſchaͤftsverwaltung wird ihm eine beſondere Inſtruktion von 
dem Vorſtande ertheilt. Er hat ſich den ordentlichen und außerordentlichen 
Reviſionen zu unterwerfen, welche der Vorſtand anordnet, legt demſelben Rech⸗ 
nung, erledigt ſeine Monita und empfaͤngt von ihm die Decharge. 

: H. 23. 

o) von der Die Ausfuͤhrung der Meliorationsbauten nach dem feſtgeſtellten Reguli⸗ 
if rungsplane und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes wird unter Kontrole des 
f Vorſtandes und ſeiner Mitglieder einer beſonderen „Baukommiſſion fuͤr die 

a 9 . 

Regulirung der Notte“ übertragen, welche aus dem Vorſitzenden, dem Bau⸗ 
Techniker des Vorſtandes und einem Vorſtandsmitgliede beſteht. Das letztere 
wird von dem Vorſtande aus ſeiner Mitte gewaͤhlt, kann ſich aber fuͤr einzelne 
Geſchaͤfte durch das betreffende Lokalmitglied des Vorſtandes vertreten laſſen. 


§. 24. 

Die Kommiffion faßt ihre Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit. Die Ver⸗ 
traͤge, welche ſie abſchließt, ſind von allen drei Kommiſſionsmitgliedern zu uns 
terſchreiben. 5 a : 

$. 25. 
Sobald die Ausführung der Regulirung bewirkt ift, hört das Mandat 
der Baukommiſſion auf. Dieſelbe uͤbergiebt die Anlagen dem Vorſtande zur 
ferneren Verwaltung. Streitigkeiten, welche dabei entſtehen moͤchten, entſchei⸗ 
det das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhö⸗ 
rung der Regierung. ö 

H. 26. 


155 II. Nach Aus⸗ Nach Aufloͤſung der Baukommiſſion hört die Funktion des Kommiſſarius 


führung bee und des nach H. 13. beſtellten Waſſerbautechnikers auf. 
Vorſtand; Der Vorſtand beſteht demnaͤchſt: 
Schaudirektor. a) aus einem Schaudirektor; a 
p) den von den Wahlbezirken gewaͤhlten zehn Mitgliedern; 5 
c) aus dem Königlichen Waſſerbaubeamten des Bezirks, welchem die Ge⸗ 
ſchaͤfte eines Kanalinſpektors für den Verband gegen eine jährliche Re⸗ 
muneration von funfzig Thalern übertragen werden. Die 
Di 


* 


Die Vorſtandsmitglieder waͤhlen den Schaudirektor mit abſoluter Stim⸗ 
menmehrheit auf zwoͤlf Jahre als Vorſitzenden. 5 
Die Wahl bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. ö 
Wird eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo ſind nach dreima⸗ 
liger reſultatloſer Abſtimmung diejenigen beiden Kandidaten, welche die relativ 
meiſten Stimmen erlangt haben, in eine engere Wahl zu bringen. 

Wird die Beſtaͤtigung verſagt, fo ſchreitet der Vorſtand zu einer neuen 
Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtaͤtigt, oder die Wahl verweigert, ſo 
ſteht der Regierung die Ernennung auf ſechs Jahre zu. 

Der Schaudirektor wird von einem Kommiſſarius der Regierung in oͤf⸗ 
fentlicher Sitzung des Vorſtandes vereidigt. Der Schaudirektor ſeinerſeits ver⸗ 
pflichtet die uͤbrigen Mitglieder des Vorſtandes durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Die ſonſtigen Vorſchriften der SS. 16. bis 22, uͤber die Geſchaͤftsfuͤh— 
rung des Vorſtandes bleiben auch kuͤnftig geltend. 


$. 27. 


Der Schaudireftor erhält an Reiſetagen zur Schau, ſowie bei auswaͤr⸗ 
tigen Terminen zwei Thaler Diaͤten, jedoch keine Reiſekoſten. Ueber einen Buͤ⸗ 
reaukoſten-Aufwand hat er ſich mit dem Vorſtande zu einigen. 0 


§. 28. 


Der Vorſtand des Verbandes fuͤhrt die allgemeine Aufſicht uͤber die 
vom Verbande ausgeführten und zur Unterhaltung uͤbernommenen Meliora⸗ 
tionsanlagen. Zu dieſem Behufe findet zwiſchen Saat- und Erndtezeit jaͤhrlich 
eine Hauptſchau ſaͤmmtlicher Waſſerzuͤge und ſonſtiger Anlagen ſtatt. 

H. 29. 

Der Schaudirektor ſchreibt die Schau aus und leitet dieſelbe. Er legt 
dabei eine Rolle der Schaugegenſtaͤnde mit ihrer Beſchreibung zu Grunde, er 
zieht dabei die Adjazenten zu, laͤßt die Rolle berichtigen und haͤlt demnaͤchſt 
in der Vorſtandsſitzung uͤber die Ergebniſſe der Schau Vortrag. Auch der 
Kreislandrath iſt von der Schau in Kenntniß zu ſetzen und ihm zu uͤberlaſſen, 
ob er derſelben beiwohnen und ſtatt des Schaudirektors die Leitung uͤbernehmen 
will. Der Kanalinſpektor muß jeder Schau beiwohnen. 


H. 30. 


n Der Verbandsvorſtand ſetzt feſt, welche neue Anlagen fuͤr gemeinſchaft⸗ 
liche Rechnung des ganzen Verbandes auszufuͤhren ſind, und was zur Unter⸗ 
haltung der vorhandenen Anlagen geſchehen ſoll. Er beſtimmt, welcher Bei— 
trag auszuſchreiben iſt und was einzelne Gemeinden oder Beſitzer von Guͤtern 
u u Gemeindebezirk an befonderen Verpflichtungen zu leiſten haben 


Gegen dieſe Feſtſetzungen und Entſcheidungen ſteht den Betheiligten in⸗ 
nerhalb zehn Tagen der Rekurs an die Regierung zu, doch darf, wenn Ge: 
fahr im Verzuge iſt, der Vorſtand unbeſchadet des eingelegten Rekurſes ſeine 
Entſcheidung im Zwangswege zur Ausfuͤhrung bringen. 0 5 
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III. Staats: 
aufſichts⸗Be⸗ 
hörden. 


H. 31. 


Der Schaudireklor ſtellt nach Anhörung des Vorſtandes zwei Graben- 
Aufſeher an, ertheilt ihnen Beſtallung und Inſtruktion und iſt befugt, Ord⸗ 
nungsſtrafen bis zur Hoͤhe von drei Thalern gegen ſie feſtzuſetzen. 


$. 32. 


g Der Rendant, welcher vom Vorſtande angenommen wird, verwaltet die 
Kaſſe des Verbandes, legt die Rechnungen des Vorjahres und den mit dem 
Schandirektor vorher entworfenen Etat für das neue Rechnungsjahr dem Vor⸗ 
ſtande vor, und erhaͤlt von dieſem die Decharge uͤber die gelegten Rechnungen. 

a Alle Zahlungsanweiſungen muͤſſen vom Schaudirektor vollzogen werden. 


H. 33. 

Die Grabenaufſeher haben die Waſſerzuͤge und die Anlagen des Per: 
bandes ſtets in Aufſicht zu halten und die vom Schaudirektor angeordneten 
Raͤumungen und ſonſtigen Bauten ordnungsmaͤßig auszuführen, nach den vom 
Kanalinſpektor aufzuſtellenden Anſchlaͤgen. 


H. 34. 


Der Schaudirektor hat die Beitraͤge nach Maaßgabe des Kataſters und 
der Beſchluͤſſe des Vorſtandes rechtzeitig auszuſchreiben, auch fuͤr ihre Einzie⸗ 
hung durch die Ortserheber Sorge zu tragen. 

Naturalleiſtungen, welche nicht rechtzeitig den Angeboten entſprechend 
erfüllt werden, läßt der Schaudirektor für Rechnung des Pflichtigen ausführen 
und die Koſten gleich der etwa hinzutretenden reglementsmaͤßigen Strafe von 
dem letzteren durch Exekution einziehen. 

Die Polizeibehoͤrden ſind verpflichtet, auf Requiſition des Schaudirek⸗ 
tors, dieſe und die Ortsvorſteher bei der Beitreibung der Beitraͤge, Koſten und 
Strafgelder zu unterſtuͤtzen. 

Der Schaudirektor iſt befugt, wegen der Uebertretungen der zum Schutz 
der 1 baten beſtehenden polizeilichen Verordnungen, die Strafen bis 
zu fuͤnf Thalern Geldbuße oder drei Tagen Gefaͤngniß vorlaͤufig feſtzuſetzen 
95 40 Geſetz vom 14. Mai 1852. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1852. 

. 245.) 

Die vom Schaudirektor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geld— 
ſtrafen fließen zur Verbandskaſſe. 


H. 35. 


Der Verband iſt dem Oberaufſichtsrechte des Staats unterworfen. Die⸗ 
ſes Recht wird durch die Regierung in Potsdam als Landespolizeibehoͤrde 
und in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts, uͤbrigens in dem Um⸗ 
fange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehoͤrden der Ge⸗ 


meinden zuſtehen. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmun⸗ 
1 gen 


"Me 


gen des Statuts überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordent⸗ 
lich erhalten, die Grundſtuͤcke des Verbandes ſorgfaͤltig genutzt und die etwa⸗ 
nigen Schulden des Verbandes regelmäßig verzinſt und getilgt werden. 
Die Regierung entſcheidet uͤber alle Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe 
des Vorſtandes und des Schaudirektors und ſetzt ihre Entſcheidung noͤthigen⸗ 
falls exekutiviſch in Vollzug. 
Die Beſchwerden an die Regierung koͤnnen nur 

a) uͤber Straffeſtſetzungen des Vorſitzenden reſp. des Schaudirektors gegen 
die Unterbeamten des Verbandes binnen zehn Tagen, 

b) gegen Beſchluͤſſe über den Beitragsfuß, uͤber Erlaß und Stundung von 
Beiträgen, fowie über Entſchaͤdigungen, binnen vier Wochen nach er— 
folgter Bekanntmachung des Beſchluſſes, 

erhoben werden. 

Dieſelben ſind bei dem Vorſitzenden reſp. Schaudirektor einzureichen, 
welcher die Beſchwerde, begleitet mit ſeinen Bemerkungen, ungeſaͤumt an die 
Regierung zu befoͤrdern hat. Sonſtige Beſchwerden ſind an eine beſtimmte 
Friſt nicht gebunden. 


$. 36, 


Die Regierung beaufſichtigt das Vermögen des Verbandes. Ihr muß, 
damit fie in Kenntniß von dem Gange der Verwaltung erhalten werde, jaͤhr⸗ 
lich Abſchrift des Etats, der Schau- und Vorſtands-Konferenzprotokolle und 
ein Finalabſchluß der Kaſſe uͤberreicht werden. 

Die Regierung iſt befugt, außerordentliche Reviſtonen der Kaſſe fowohl 
als der geſammten Verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur Beiwohnung 
der Schau und der Vorſtandsverſammlungen abzuordnen, eine Geſchaͤftsanwei— 
ſung fuͤr die Beamten nach Anhoͤrung des Vorſtandes zu ertheilen und auf 
Grund des Geſetzes vom 11. Maͤrz 1850. uͤber die Polizeiverwaltung (Geſetz⸗ 
Sammlung vom Jahre 1850. S. 265.) die erforderlichen Polizeiverordnungen 
zu erlaſſen zum Schutze der Gräben, Pflanzungen und ſonſtigen Anlagen des 
Verbandes. i i 

§. 37. 


Wenn der Vorſtand es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Verbande 
nach dieſem Statut oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus⸗ 
haltsetat zu bringen, oder außerordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt die Regie⸗ 
rung nach Anhoͤrung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amts⸗ 
wegen bewirken, oder ſtellt beziehungsweiſe die außerordentliche Ausgabe feſt, 
und verfuͤgt die Einziehung der erforderlichen Beitraͤge. 

Geegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen 
Rae an das Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
eiten zu. 


H. 38. 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den Beamten des Ber: 
bandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil werden, und 
etwanige Beſchwerden daruͤber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 

(Nr. 4431 — 4432.) 028 H. 39. 


Allgemeine Abaͤnderungen dieſes Statuts koͤnnen nur mit landes herrlicher Genehmi⸗ 
Bekimmum gung erfolgen. N 


gen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i 
Gegeben Charlottenburg, den 14. April 1856. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 


ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 


* 


(Nr. 4432.) Privilegium zur Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Bonn zum Betrage von 180,000 Thaler. Vom 30. April 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. i 


Nachdem der Vorſtand und der Gemeinderath der Stadt Bonn darauf 
angetragen haben, zu verſchiedenen fuͤr Rechnung der Stadt auszufuͤhrenden 
öffentlichen Arbeiten und Bauten eine Anleihe mittelſt auf den Inhaber lau: 
tender, mit vier und einem halb vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſender Stadt⸗ 
Obligationen aufnehmen zu duͤrfen, ertheilen Wir zu dieſem Zwecke in Ge⸗ 
maͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, zur 
Ausſtellung auf den Inhaber lautender Bonner Stadt-Obligationen zum Be: 
trage von Einhundert und achtzig tauſend Thalern, und zwar in Scheinen zu 
funfzig Thaler, oder zu einem durch funfzig theilbaren Betrage, welche nach 
dem anliegenden Schema auszuſtellen, mit vier und einem halb vom Hundert 

. zu verzinſen und von Seiten der Stadt Bonn vom 1. Januar 1857. 
ab jaͤhrlich mit ein halb Prozent nebſt den Zinſen der getilgten Obligationen 
zu amortiſiren find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung, daß ein jeder Inhaber dieſer Obli⸗ 
gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und durch welches fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen in keinerlei Weiſe Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats uͤbernommen wird, 
iſt durch die Gefeß- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 8 

Ir: 


* 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tei Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 30. April 1856, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


E 
Entwurf für die Stadt Bonner Obligationen 


der Anleihe von 


Einhundert und achtzig tauſend Thalern, 


genehmigt durch Beſchluß des Magiſtrats bom 23. Nobember 1855. und des Gemeinderathes dom 
14. Dezember 1855. 


Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegums vom ... +. 
(Geſetz-Sammlung für 185. Stuͤck ... ) 


DR VB .. Preußiſch Kurant. 


Der Buͤrgermeiſter der Stadt Bonn und die vom Vorſtand und Ge⸗ 
meinderath zur Negoziirung der Anleihe von Einhundert achtzig tauſend Tha⸗ 
lern ernannte Deputation beſcheinigen durch dieſe Schuldverſchreibung, daß der 
Inhaber in Folge einer desfalls geſchehenen baaren Einzahlung an die Stadt⸗ 
kaſſe ein Kapital ṽoornnn Thaler Preußiſch Kurant von der Stadt 
Bonn zu fordern hat. ’ 

Die auf vier und ein halb Prozent feſtgeſetzten Zinfen find am 2. Ja⸗ 
nuar und 1. Juli jeden Jahres faͤllig und werden nur gegen Ruͤckgabe der 
ausgefertigten halbjahrlichen Zinskupons gezahlt. f 

Zur Tilgung der ganzen Anleihe wird vom 1. Januar 1857. ab jaͤhr⸗ 
lich ein halb Prozent nebſt den Zinſen der getilgten Obligationen verwendet. 

Der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, mit Genehmigung der Koͤ⸗ 
niglichen Regierung den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken und dadurch die Abtra⸗ 

gung der Schuld zu beſchleunigen. f 

Die zu tilgenden Obligationen werden durch das Loos, mit Ausſchluß 
des Ankaufes unter der Hand, bezeichnet. Der Tag der Ruͤckzahlung des aus— 
gelooſten Theilkapitals wird binnen vierzehn Tagen nach geſchehener Werloo- 
ſung durch die Bonner und Koͤlner Zeitung bekannt gemacht. Mit Ablauf 
des auf ſolche Weiſe angekuͤndigten Zahlungstages hoͤrt die Verzinſung des 
betreffenden Kapitals auf. Die Ruͤckzahlung des Kapitals geſchieht gegen Aus⸗ 

(Nr. 4132.) liefe⸗ 
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lieferung des Schuldſcheines und der nicht verfallenen Zinskupons. In Er⸗ 
mangelung letzterer wird deren Werth an dem Kapitalbetrage eingehalten. 
Für die richtige Verzinſung und Tilgung haftet das Geſammkvermoͤgen und 
die Geſammteinnahme der Stadt. 

Bohn, e > nen ne. 18. 


Der Bürgermeiſter. Die Anleihe⸗Deputation. 


Erſter Kupon 


zur 
Bonner Stadt⸗ Obligation 
A e 
über 


e Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſes empfängt am 1. Juli 18 .. aus der Stadtkaſſe zu Bonn 
re Thaley ..2..@0f....... 3Df. 
an halbjaͤhrlichen Zinſen für die Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 18.. 
Bonn, den den „ 18. 


Der Bürgermeiſter. Die Anleihe-Deputation. 


Zweiter Kupon 


zur 
Bonner Stadt⸗ Obligation 
F 
über 


3 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſes empfaͤngt am 2. Januar 18. aus der Stadtkaſſe zu Bonn 
Nass Thaler Sgr. Pf. 
an halbjaͤhrlichen Zinſen für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 18. 
Bonn, den ten 18. 


Der Bürgermeiſter. Die Anleihe⸗Deputation. 


(Nr. 4433.) 


Ka 
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(Nr. 4433.) Bekanntmachung, betreffend die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter dem 


Namen: „Berliner Brodfabrik⸗Aktiengeſellſchaft“, mit dem Domizil zu 
Berlin. Vom 14. Mai 1856. 


De Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 7. Mai d. J. 


die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: „Berliner Brodfabrik⸗ 
Aktiengeſellſchaft“ mit dem Domizil zu Berlin zu genehmigen und das Gefell- 
ſchaftsſtatut zu beſtaͤtigen geruht. 

Solches wird nach Vorſchrift des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften 
vom 9. November 1843. mit dem Bemerken hierdurch bekannt gemacht, daß 
der gedachte Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute durch das Amtsblatt der 
uno Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin veröffentlicht wer: 
den wird. 


Berlin, den 14. Mai 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 4434.) Bekanntmachung, betreffend die unter dem 7. Mai 1856. erfolgte Allerhoͤchſte 
Beſtaͤtigung des Statutes einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: 
„Bergbau⸗-Aktiengeſellſchaft Tremonia“, mit dem Domizil zu Dortmund. 
Vom 17. Mai 1856. ö 


Dis Koͤnigs Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
dem Namen: „Bergbau -Aktiengeſellſchaft Tremonia“ mit dem Domizil zu 
Dortmund zu genehmigen und deren unterm 14. Maͤrz d. J. vollzogenes Sta⸗ 
tut mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 7. d. M., welcher nebſt dem Statute 
der Geſellſchaft durch das Amtsblatt der Regierung zu Arnsberg zur oͤffent⸗ 


lichen Kenntniß gebracht werden wird, zu beſtaͤtigen geruht. 


Dies wird nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes uͤber die Aktien⸗ 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 
Berlin, den 17. Mai 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. Ä 
v. d. Heydt. 


(Nr. 4433—4436,) (Nr. 4435.) 
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(Nr. 4435.) Bekanntmachung, betreffend die unterm 12. Mai 1856. erfolgte Allerhoͤchſte 


Beſtaͤtigung einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen: „Bergbau-Aktien⸗ 
Geſellſchaft Neu-Duisburg“, mit dem Domizil zu Duisburg. Vom 
18. Mai 1856. 


Dis Königs Majeſtaͤt haben die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter | 


dem Namen: „Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft Neu-Duisburg“ mit dem Domizil zu 
Duisburg zu genehmigen und deren unterm 22. Februar d. J. notariell voll⸗ 
zogenes Statut mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 12. d. M., welcher nebſt 
dem Statute durch das Amtsblatt der Regierung zu Duͤſſeldorf zur öffent: 
lichen Kenntniß gebracht werden wird, zu beſtaͤtigen geruht. 


Dies wird nach Vorſchrift des H. 3 des Geſetzes über die Aktiengeſell— 


ſchaften vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 
Berlin, den 18. Mai 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 4436.) Bekanntmachung, den erſten Nachtrag zu dem Statute der Eiſenbahn- und 
allgemeinen Ruͤckverſicherungs-Geſellſchaft Thuringia zu Erfurt betreffend. 
Vom 4. Juni 1856. 


Da von der Generalverſammlung der Aktionaire der Eiſenbahn⸗ und all⸗ 
gemeinen Ruͤckverſicherungs-Geſellſchaft Thuringia zu Erfurt beſchloſſenen erſten 
Nachtrage zu den unter dem 19. September 1853. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Ge⸗ 
ſellſchaftsſtatuten vom 15. Juni 1853. iſt auf Grund der Allerhoͤchſten Order 
vom 12. Mai 1856. die Beſtatigung ertheilt worden. 


Dies wird hiermit in Gemaͤßheit des $. 4. des Geſetzes uͤber Aktien⸗ 


Geſellſchaften vom 9. November 1843. unter dem Hinzufuͤgen bekannt gemacht, 
daß die Aufnahme des erſten Nachtrages zu den gedachten Statuten in das 
Amtsblatt der Regierung zu Erfurt angeordnet iſt. 

ö Berlin, den 4. Juni 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Juftize Der Miniſter 


und öffentliche Arbeiten. Miniſter. des Innern. 
v. d. Heydt. Simons. Im Auftrage: 
Sulzer. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 
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